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ORDNUNGSPOLITIK   KERNAUSSAGEN 
Soziale Marktwirtschaft vs. Demokratie? 

 

Politikanalyse: 
 Marktwirtschaften sind sozial, denn sie 

tragen zu einer deutlichen Wohlstands-
mehrung der Bevölkerung bei. 

 Politiker neigen dazu, für spezielle Inte-
ressen zu Lasten der Allgemeinheit ein-
zutreten. 

 Die Demokratie kann die Soziale Markt-
wirtschaft aushöhlen. 

Politikempfehlung: 
 Mehr wettbewerblicher Föderalismus. 
 Verstärkte Regelbindung wirtschaftspoli-

tischer Entscheidungen. 
 Mehr direkte Demokratie. 
 
 

 
 

dabei, der Gefährdung der Sozialen Markt-
wirtschaft durch die parlamentarische De-
mokratie vorzubeugen. Direkt-
demokratische Verfahren erlauben es den 
Bürgerinnen und Bürgern, auch innerhalb 
einer Legislaturperiode ihre politischen 
Präferenzen zu äußern. Darüber hinaus 
können sie konkrete Politikvorhaben beur-
teilen und nicht lediglich ganze Politikbün-
del, wie dies zum Beispiel bei den Wahl-
programmen bei Bundestagwahlen der Fall 
ist. 
 

Mehr direkte Demokratie hat zudem einen 
positiven Einfluss auf die politische Bildung 
der Bürgerinnen und Bürger, da in der Re-
gel eine intensive öffentliche Diskussion 
über das zur Wahl stehende Politikvorha-
ben stattfindet. Die Aufklärung der Öffent-
lichkeit über die Wirkungsweise der Sozia-
len Marktwirtschaft sowie über die 
Konsequenzen vorgeschlagener politischer 
Maßnahmen ist die Voraussetzung dafür, 
dass die Wähler die Wirtschaftspolitik in 
ihrem Sinne bewerten und Politiker an der 
Wahlurne vor die Konsequenzen ihres 
Handelns stellen können. 
 

 

Dieses Statement entstand auf Grundlage 
des Hayek-Kreis-Meetings „Das Dilemma 
zwischen Sozialer Marktwirtschaft und 
Demokratie“ mit Prof. Dr. Charles B. 
Blankart (Humboldt-Universität zu Berlin) 
am 30. März 2009 am Wissenschaftszent-
rum Berlin (WZB).  

Trotz der Erfolge der Sozialen Marktwirt-
schaft wird in der Politik immer wieder von 
ihren Prinzipien abgewichen: Freie Preisbil-
dung und Wettbewerb, Eigenverantwort-
lichkeit und individuelle Haftung, Vertrags-
freiheit und Privateigentum werden nicht 
selten zu wenig beachtet. Denn in demo-
kratischen Systemen bestehen Anreize für 
Politiker, im Namen der sozialen Gerech-
tigkeit oder des Gemeinwohls von diesen 
Prinzipien abzuweichen. Wie lässt sich die-
ses Dilemma auflösen? 
 

Die Soziale Marktwirtschaft hat in Deutsch-
land seit ihrer Einführung zu steigendem 
Wohlstand geführt. Der Zusammenbruch 
der ehemaligen DDR hat zudem die Funk-
tionsmängel planwirtschaftlicher Systeme 
offen gelegt und die Soziale Marktwirtschaft 
als das überlegenere Wirtschaftsmodell aus 
dem Systemwettbewerb hervorgehen las-
sen. Zudem zeigt ein Blick in die Wirt-
schaftsgeschichte, dass die wirtschaftliche 
Entwicklung in marktwirtschaftlich organi-
sierten Gesellschaften kräftiger verlief als in 
solchen, die ein anderes Wirtschaftssystem 
gewählt hatten. Entsprechend wuchs auch 
das Pro-Kopf-Einkommen in diesen Län-
dern deutlich – nicht zuletzt zum Wohle 
der Ärmsten. Die Verbreitung der Markt-
wirtschaft führte zum Beispiel dazu, dass 
sich in den vergangenen dreißig Jahren die 
Zahl derer, die weltweit mit zwei Dollar 
pro Tag auskommen müssen, halbiert hat.  
 

Das häufig vorgebrachte Argument, dass 
Märkte dazu führen, dass die Kluft zwi-
schen arm und reich immer größer wird, 
ist im weltweiten Vergleich nicht haltbar: 
Zum Beispiel hat sich die Situation in China 
und Indien, wo die Armen heute mehr ha-
ben, so weit verbessert, dass manche Ver-
stärkungen der Ungleichheit innerhalb ein-
zelner Staaten überkompensiert werden. 
Nur Afrika bleibt hinter diesem Trend zu-
rück, was allerdings nicht an seiner Hin-
wendung zur Marktwirtschaft, sondern an 
vielen Kriegen, unsicheren Eigentumsrech-
ten und weit verbreiteter Korruption liegt. 
 

Während das Sozialstaatsprinzip im deut-
schen Grundgesetz verankert ist, gilt dies 
für die Soziale Marktwirtschaft nicht. Im 
politischen Prozess ist sie anfällig für den 
Einfluss von Interessengruppen, die versu-
chen, für sich Privilegien zu Lasten der All-
gemeinheit durchzusetzen. Die Demokratie 
selbst neigt dazu, die Soziale Marktwirt-
schaft auszuhöhlen. Das interpretationsof-
fene Attribut „Sozial“ eröffnet Politikern 
Tür und Tor, den Begriff nach den Bedürf-
nissen ihrer Wählerklientel zu deuten. Poli- 

tiker können so die eigenen Wahlchancen 
erhöhen. Sie werden dazu getrieben, in ei-
nen Wettlauf einzutreten, der dazu führt, 
dass ständig neue Umverteilungsarrange-
ments eingeführt werden – zu Gunsten 
spezieller Bürger- und Unternehmergrup-
pen und zu Lasten der Allgemeinheit. Hier 
zeigt sich das Dilemma zwischen Sozialer 
Marktwirtschaft und Demokratie: Einerseits 
benötigt die Soziale Marktwirtschaft die 
Legitimation der Wähler; andererseits nei-
gen Politiker dazu, von den Grundsätzen 
der Sozialen Marktwirtschaft abzuweichen, 
um ihre Wahlchancen zu erhöhen. 

 

Wie kann man die Soziale Marktwirtschaft 
besser schützen? – Grundsätzlich sind wett-
bewerblicher Föderalismus im Inneren ei-
nes Staates und zwischenstaatlicher Sys-
temwettbewerb effektive Mittel, um der 
Gefahr einer Aushöhlung der Sozialen 
Marktwirtschaft zu begegnen. Verschlech-
tern sich die Rahmenbedingungen für wirt-
schaftliches Handeln in einem Staat auf-
grund einer zu stark interessengeleiteten 
Politik, so können Arbeitnehmer und Kapi-
tal aus der jeweiligen Gebietskörperschaft 
abwandern oder zumindest mit Abwande-
rung drohen. Politiker werden so dazu an-
geregt, stärker im allgemeinen Interesse 
liegende Lösungen durchzusetzen.  
 

Darüber hinaus kann auch die Entpolitisie-
rung bestimmter Bereiche dazu beitragen, 
die negativen Auswirkungen der Demokra-
tie auf die Soziale Marktwirtschaft einzu-
dämmen. So werden beispielsweise geldpo-
litische Entscheidungen in Deutschland bzw. 
Europa und in vielen anderen Ländern von 
einer unabhängigen Zentralbank und nicht 
von Politikern getroffen. Damit soll politi-
scher Einfluss auf die Geldpolitik verhindert 
und diese allein auf die Sicherung der Preis-
niveaustabilität, ein weiteres Prinzip der 
Sozialen Marktwirtschaft, verpflichtet wer-
den. Eine solche Regelbindung stellt auch 
die aktuell in der Gesetzgebung befindliche 
Schuldenbremse dar. Die öffentliche Ver-
schuldung soll an objektiven Kriterien aus-
gerichtet und dem tagespolitischen Handeln 
weitgehend entzogen werden.  
 

Längere Einführungsphasen können dabei 
helfen, Gesetzesvorhaben dem tagespoliti-
schen Kalkül zu entziehen. So schützen ei-
nige Politikbereiche in der Europäischen 
Union die Prinzipien der Sozialen Markt-
wirtschaft. Die „List“ der Römischen Ver-
träge, mit denen u. a. der Europäische Bin-
nenmarkt umgesetzt wurde, bestand in 
einer  sehr  langen  Einführungsphase. Und 
nicht zuletzt hilft mehr direkte Demokratie  
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